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Kapitel 1 

Einführung 

Die Perspektiven des Rechts der Annahme Minderjähriger leiten sich aus 
den Anforderungen des Kindeswohls ab. „Die Annahme als Kind ist zuläs-
sig, wenn sie dem Wohl des Kindes dient“ – so steht es am Anfang des 
Adoptionsrechts in § 1741 Abs. 1 S. 1 BGB. Beim Kindeswohl handelt es 
sich um das Leitmotiv des Kindschaftsrechts, in seiner konkreten Bedeu-
tung für das Adoptionsrecht folgt aus diesem Maßstab: Die Adoption muss 
dem Kind ein gesichertes Familienumfeld verschaffen und dessen Lebens-
bedingungen spürbar verbessern.1 Doch was besagt das konkret? Die Be-
stimmungen des Adoptionsrechts geben Anhaltspunkte dafür, wie diese 
Prognoseentscheidung zu treffen sein soll. 

So lautet der zweite Teil des § 1741 Abs. 1 S. 1 BGB: „[…] und zu er-
warten ist, dass zwischen dem Annehmenden und dem Kind ein Eltern-
Kind-Verhältnis entsteht.“ Gemeint ist damit eine Verbindung, die einer 
durchschnittlichen Beziehung zwischen leiblichen Eltern und ihrem Kind 
entspricht.2 An dieser Definition lässt sich zeigen, auf welchem Kindes-
wohlverständnis das Adoptionsrecht beruht. Es orientiert sich an einer 
Vorstellung „leiblicher“ Elternschaft und impliziert, für das Wohl des 
adoptierten Kindes sei entscheidend, eine neue, nunmehr intakte Familie 
zu erhalten. Diese zentralen Wertungen mögen im Jahr 1976 – zur Zeit der 
letzten umfassenden Reform des Adoptionsrechts3 – dem damals aktuellen 
Verständnis einer kindeswohlgerechten Adoption entsprochen haben. Mitt-
lerweile hat sich jedoch gezeigt, dass eine differenziertere Betrachtungs-
weise notwendig ist, die berücksichtigt, dass jedes Adoptivkind eine Ur-
sprungsfamilie hat, wodurch es sich von Kindern aus leiblichen Eltern-
Kind-Familien unterscheidet. 

Mit der Entwicklung des Rechts des Kindes auf Kenntnis der eigenen 
Abstammung aus Art. 2 Abs. 1, Art. 1 Abs. 1 GG wurde das Bewusstsein 
dafür geschaffen, dass das Wissen um die eigenen biologischen Wurzeln 
ein wichtiger Bestandteil der persönlichen Identität ist.4 Das Recht auf 
Kenntnis der eigenen Abstammung schlug die erste Brücke zur Herkunfts-

                                                 
1 Frank, in: Staudinger, BGB, § 1741 Rn. 16. 
2 Maurer, in: Münch.Komm., BGB, § 1741 Rn. 26 m.w.N. 
3 Frank, in: Staudinger, BGB, Vorbem. zu §§ 1741 ff. Rn. 4 ff. 
4 Vgl. BVerfG 31.1.1989, BVerfGE 79, 256 ff.; Helms, S. 44 ff. 
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familie, weshalb beispielsweise anonyme Samenspenden5 der Vergangen-
heit angehören und sogenannte Babyklappen teilweise scharf kritisiert 
werden.6 Über dieses bloße Informationsrecht hinaus spricht das Wohl des 
adoptierten Kindes aber für eine noch stärkere Integration der Herkunfts-
familie in das Leben des adoptierten Kindes. Es hat sich nämlich zuneh-
mend die Erkenntnis durchgesetzt, dass familiäre Beziehungen aufrechter-
halten und die (kulturellen) Wurzeln des Kindes bewahrt werden sollten.7 
Im nationalen Adoptionskontext rückt verstärkt ins Bewusstsein, dass je-
des angenommene Kind eine eigene Adoptionsbiografie aufweist, die sich 
nicht durch einen Rechtsakt bereinigen lässt. Kindesbelange erfordern da-
her, dass pluralisierte Beziehungsmuster nicht durch die Adoption verloren 
gehen. Auch suchen viele Adoptivkinder im Laufe ihres Lebens nach In-
formations- oder Kontaktmöglichkeiten zur Ursprungsfamilie, um den Akt 
der Adoption zu bewältigen. Konkret haben sie oftmals ein Interesse daran, 
bestehende Bindungen zu leiblichen Eltern, Geschwistern oder anderen 
Bezugspersonen auch nach der Adoption fortzusetzen. Diese fallen bislang 
dem Klarstellungsstreben des geltenden Adoptionsmodells zum Opfer, das 
darauf abzielt, dass das Kind in seiner neuen Familie „wiedergeboren“ 
wird. 

Bei zeitgemäßer Deutung der Kindeswohlformel muss daher die gesam-
te Lebensspanne des Adoptivkindes berücksichtigt werden, das meist als 
Heranwachsender ein Interesse an seiner Ursprungsfamilie entwickelt. 
Damit wird die Frage aufgeworfen, welche historischen Wertungen des 
Adoptionsrechts – das in seinen Voraussetzungen und Wirkungen dem 
Zeitenwandel unterworfen ist – sich überlebt haben.8 Die Untersuchung 
richtet ihren Fokus auf die Annahme eines familienfremden Kindes. Hier 
geht es im Gegensatz zu Stiefkind- und Verwandtenadoptionen darum, ein 
Kind durch einen Rechtsakt in eine neue Familie einzugliedern, ohne dass 
im Vorfeld der Adoption bereits eine Familieneinheit bestanden hätte.9 

                                                 
5 OLG Hamm 6.2.2013, FamRZ 2013, 637 ff. 
6 Vgl. Frank, StAZ 2012, 289, 293 f. Es gibt außerdem einen Plan, die vertrauliche 

Geburt einzuführen, wobei aber kontrovers diskutiert wird, ob gleichzeitig auch Baby-
klappen verboten werden sollen vgl. Pressemitteilung des Bundesministeriums für Fami-
lie, Senioren, Frauen und Jugend vom 13.3.2013 <http://www.bmfsfj.de/BMFSFJ/Presse/ 
pressemitteilungen,did=195786.html> (Stand 13.12.2013); vgl. EuGHMR 13.2.2003, 
FamRZ 2003, 1367 ff. – Odièvre/Frankreich; 25.9.2012, FamRZ 2012, 1935 – Godelli/ 
Italien m. Anm. Henrich, FamRZ 2012, 1935. 

7 EuGHMR 13.2.2003, FamRZ 1367 ff. – Odièvre/Frankreich; 26.2.2004, FamRZ 
2004, 1456, 1459 – Görgülü/Deutschland; 13.7.2006, FamRZ 2006, 1354 f. – Jäggi/ 
Schweiz; BVerfG 14.10.2007, FamRZ 2010, 1622; 29.11.2012, FamRZ 2013, 361, 362. 

8 Vgl. Frank, S. 16. 
9 Frank, S. 20. 
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Auch im Bereich der internationalen Adoption Minderjähriger hat sich 
in den letzten Jahrzehnten ein Reformprozess vollzogen. Durch das Haager 
Adoptionsübereinkommen aus dem Jahre 1993 wurde ein neuer Rechts-
rahmen geschaffen, um die globale Adoptionspraxis neu zu ordnen. Die 
vielschichtigen Ziele dieses Abkommens sind ehrgeizig, wobei die prakti-
sche Umsetzung nach wie vor Schwierigkeiten bereitet. Auch bei interna-
tionalen Kindesannahmen soll das Kindeswohl oberste Richtschnur sein 
(Art. 1 HAÜ), doch wird der materielle Gehalt dieses Maßstabs weltweit 
unterschiedlich definiert. Die Folge ist, dass die vielschichtigen Anforde-
rungen des Kindeswohls bei Auslandsadoptionen häufig unbeachtet blei-
ben. Wenn nun aber im Ausland eine Adoption stattgefunden hat, die von 
den inländischen Kindeswohlkriterien abweicht, führt das zu einem Kon-
flikt, sobald die ausländische Annahmeentscheidung in Deutschland aner-
kannt werden soll. Welche Anforderungen sind an eine kindeswohlgerech-
te Anerkennungsentscheidung zu stellen? Hier kann nicht der gleiche Kin-
deswohlmaßstab gelten, der angelegt werden müsste, wenn das Kind im 
Inland adoptiert würde, denn an dem Faktum, dass das Kind im Ausland 
bereits angenommen wurde, ist nicht vorbeizukommen. 

Die Kindeswohlformel ist somit mehrdeutig, steckt aber im nationalen 
und internationalen Kontext die Perspektiven für die Minderjährigenadop-
tion ab. 



 

 

Kapitel 2 

Die Minderjährigenadoption nach deutschem Recht 

A. Ausgangssituation 

Das geltende Recht der Annahme Minderjähriger (§§ 1741–1766 BGB) 
beruht auf der sozialpolitischen Prämisse, dass idealerweise jedes Kind in 
einer (kompletten) Familie heranwachsen sollte.1 Aus der Sicht des deut-
schen Adoptionsrechts ist dieses Leitbild2 verwirklicht, sobald zwischen 
einem fürsorgebedürftigen Kind und den Annehmenden – bevorzugt einem 
heterosexuellen Ehepaar (vgl. § 9 Abs. 6 LPartG3) – durch Beschluss des 
Familiengerichts eine neue Familie konstituiert wurde (vgl. §§ 1752 
Abs. 1, 1754 Abs. 1 BGB). 

In erster Linie muss eine Adoption dem Wohl des Kindes dienen und 
eine positive Prognose dafür bestehen, dass ein Eltern-Kind-Verhältnis 
begründet wird (§ 1741 Abs. 1 S. 1 BGB). Die Belange des Kindes in den 
Mittelpunkt der Adoption zu rücken, ist in der Entwicklung des Bürgerli-
chen Gesetzbuches eine relativ junge Errungenschaft. Erst im Zuge der 
Gesamtreform des deutschen Adoptionsrechts (1976)4 wurde aus der „An-
nahme an Kindesstatt“ lapidar die „Annahme als Kind“. Nicht länger sollte 
kinderlosen Paaren zu einem Kind verholfen werden, damit deren Ehe-
glück gefestigt, ihnen eine Lebensaufgabe verschafft wird oder sie einen 
Erben und Namensnachfolger erhalten.5 Vielmehr sollte eine Familie für 
ein fürsorgebedürftiges Kind gefunden werden. Diese unterschiedlichen 
Konzeptionen haben sich auch im Gesetzestext niedergeschlagen. Während 
die erste Bestimmung (§ 1741 BGB a.F.) des alten Adoptionsrechts 
schlicht lautete: „Wer keine Abkömmlinge hat, kann durch Vertrag mit 
einem anderen diesen an Kindesstatt annehmen“, erwähnt § 1741 Abs. 1 

                                                 
1 BT-Drucks. 7/3061, S. 15; Neukirchen, S. 121 f. 
2 Krit. Platon, S. 393, 401 f.; Marx/Engels, S. 13 f., 16; Orwell, S. 83; dagegen: Pop-

per, S. 59 f., 123 f. 
3 Die gemeinschaftliche Fremdkindadoption ist eingetragenen Lebenspartnern versagt: 

BVerfG 19.2.2013, NJW 2013, 847 ff.; vgl. 2. Kapitel E. 
4 BGBl. I 1976, 1749. 
5 Mot. IV, 953. An zweiter Stelle sollten durch die Annahme an Kindes statt die Kin-

desentwicklung gefördert und bedürftigen Kindern ein Familienleben geboten werden 
(Mot. IV, 953). 
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S. 1 BGB an erster Stelle das Kindeswohl: „Die Annahme als Kind ist zu-
lässig, wenn sie dem Wohl des Kindes dient“. Der fürsorgeorientierte 
Konzeptwandel im Adoptionsrecht wird ferner besonders daran deutlich, 
dass das Mindestalter der Annehmenden auf fünfundzwanzig Jahre abge-
senkt wurde, während Adoptiveltern ursprünglich (§ 1744 BGB a.F.) sogar 
mindestens fünfzig Jahre alt sein mussten,6 wobei der Wert des Mindest-
alters im Hinblick auf eine kindeswohldienliche Adoption generell bezwei-
felt werden darf. Jedenfalls kinderpsychologisch lässt sich kein Mindest-
alter für Eltern begründen; insofern konsequent, verzichtet ein Großteil 
ausländischer Rechtsordnungen auf dieses Kriterium.7 

Zusätzlich wurde eine „Probezeit“ vor der Adoption eingeführt, in der 
die Adoptionsbewerber das Kind in Pflege nehmen sollen.8 Wobei die 
Adoptionspflegezeit expressis verbis eine Regelanordnung ist (§ 1744 
BGB). Auch das gesetzlich normierte Mindestalter der Annehmenden 
(§ 1743 BGB) soll dazu dienen, den Fürsorgeanspruch zu verwirklichen. 
Außerdem wurde die Adoption im Zuge der Reform von 1976 erstmalig 
von der Einwilligung des Kindes abhängig gemacht (§ 1746 BGB), wo-
durch erkennbar wird, dass der Ausspruch der Adoption im Interesse des 
Kindes – nicht der Eltern – erfolgt.9 Auch die Aufhebung der Adoption ist 
ausgeschlossen, wenn dadurch das Kindeswohl erheblich gefährdet würde 
(§ 1761 Abs. 2 BGB). 

Der Auslöser für diesen sozialpolitisch motivierten Paradigmenwechsel 
im Adoptionsrecht war ein konkreter historischer Missstand: Seit Ende des 
Zweiten Weltkriegs wurden hilfsbedürftige Kinder überwiegend in Heimen 
untergebracht. Diese Praxis kritisierte der dritte Jugendbericht der Bundes-
regierung (1972). Er griff erstmals die sozialwissenschaftliche Erkenntnis 
auf, dass bei längeren Heimaufenthalten die Gesamtentwicklung der be-
troffenen Kinder eine zumeist irreparable Schädigung erfährt (Deprivati-
onssyndrom).10 Da außerdem die Kosten für die Heimerziehung rasant 
stiegen und die öffentlichen Haushalte erheblich belasteten, suchte man 
Alternativen.11 Die Suche nach einer Lösung für dieses politisch brisante 
Problem mündete in die Gesamtreform des deutschen Adoptionsrechts, das 
am 1.1.1977 in seiner neuen Fassung12 in Kraft trat. 

Per Federstrich allein veränderte sich das Adoptionsrecht indes nicht 
zum Fürsorgeinstrument. Das Spannungsverhältnis zwischen den Interes-

                                                 
6 BT-Drucks. 7/3061, S. 31 f. 
7 Vgl. Schweizerischer Bundesrat, Bericht, S. 8. 
8 Frank, in: Staudinger, BGB, § 1744 Rn. 1 f. 
9 Vgl. zur Entstehungsgeschichte: Frank, in: Staudinger, BGB, § 1746 Rn. 1. 
10 BT-Drucks. 6/3170, S. 64. 
11 Zenz, Gutachten, S. A 15. 
12 BGBl. I 1976, 1749. 
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sen der Annehmenden und denen des Kindes besteht weiter. Der Gesetzge-
ber der großen Adoptionsrechtsreform unterstrich allerdings nachdrück-
lich, dass über das Zustandekommen einer Adoption nur das Kindeswohl 
entscheiden soll.13 Das Konzept der Fürsorgeadoption liegt mittlerweile 
auch den meisten ausländischen Rechtsordnungen zugrunde, wobei darauf 
hinzuweisen ist, dass nahezu sämtliche islamischen Sachrechte die Adopti-
on verbieten.14 

Der geltenden Form der Kindesannahme liegt ein besonderes sozialwis-
senschaftliches Konzept zugrunde, das in den Gesetzesmaterialien ange-
deutet wird. Es basiert auf der Vorstellung, dass den Interessen eines 
Adoptivkindes am meisten gedient sei, wenn es als eheliches Kind bei Va-
ter und Mutter aufwächst.15 Diese Auffassung ist selbst ein Kind ihrer Zeit: 
Eine familienrechtliche Beziehung außerhalb einer ehelichen Partnerschaft 
wurde in den 1970er Jahren erst allmählich zu einem gesellschaftspoliti-
schen Thema.16 Bis zur Reform des Nichtehelichenrechts im Jahre 1970 
war ein nichtehelicher Vater nicht einmal mit seinem Kind verwandt; ab 
1977 musste er immerhin erklären, ob er sein Kind selbst adoptieren oder 
es für ehelich erklären wollte.17 Seine Einwilligung ist allerdings erst seit 
dem Kindschaftsrechtsreformgesetz von 1998, das den Unterschied zwi-
schen ehelichen und nichtehelichen Kindern abschaffte, Voraussetzung für 
eine Adoption.18 Die Wertschätzung für bestehende familiäre Verhältnisse 
außerhalb der Ehe war demnach gering, als das Adoptionsrecht reformiert 
wurde. So wurde gerade die Adoption als Mittel angesehen, um „uneheli-
che“ Geburten zu verbergen und nichteheliche Kinder in eheliche Familien 
zu integrieren.19 Viele Fremdadoptionen betrafen schließlich nichteheliche 
Kinder.20 

Leitbild für das Familien- und Kindschaftsrecht war das Primat der Ehe, 
wie es auch das Erste Gesetz zur Reform des Ehe- und Familienrechts von 
197621 unterstrich, das vorrangig die im Grundgesetz verankerte Gleichbe-
rechtigung der Geschlechter auch im Rahmen der Ehe – insbesondere im 
Scheidungs(folgen)recht – verwirklichen sollte. Es schaffte zwar die 
„Hausfrauenehe“ ab, wonach allein die Ehefrau für Haushaltsführung und 
Kindererziehung verantwortlich war, so galt fortan das Partnerschaftsprin-
zip, das keine gesetzliche Aufgabenzuweisung mehr festlegte, doch sollten 

                                                 
13 BT-Drucks. 7/3061, S. 17; Gernhuber, FamRZ 1973, 229, 235. 
14 Frank, FamRZ 2007, 1693, 1696 (Ausnahmen: Türkei, Indonesien und Tunesien). 
15 BT-Drucks. 7/3061, S. 15, 17. 
16 Vgl. Helms/Wanitzek, FamRZ 2007, 685, 686 m.w.N. 
17 Baer, in: Paulitz (Hrsg.), Adoption, S. 7, 14. 
18 Frank, in: Staudinger, BGB, Vorbem. zu § 1741 ff. Rn. 15; Neukirchen, S. 12. 
19 Frank, in: Staudinger, BGB, § 1741 Rn. 52. 
20 Vgl. BT-Drucks. 7/3061, S. 20 f., 36 f. 
21 BGBl. I 1976, 1421. 
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Kinder nach damaligem – rechtlichem und gesellschaftlichem – Verständ-
nis möglichst Teil einer kompletten ehelichen Familie sein.22 

Das Streben nach „Eindeutigkeit“ der familiären Beziehungen wird er-
kennbar, wenn man die Regeln für die Verteilung der elterlichen Sorge 
nach der Scheidung betrachtet, wie sie im Jahr 1976 eingeführt worden 
waren: Eine gerichtliche Sorgerechtsentscheidung sollte sich am Kindes-
wohl orientieren, worunter der damalige Gesetzgeber aber verstand, die 
elterliche Gewalt im Regelfall einem Elternteil – meist der Mutter – zu 
übertragen.23 Im Jahr 1980 wurde durch das Sorgerechtsänderungsgesetz24 
die Alleinsorge nach Trennung und Scheidung trotz heftiger Kritik sogar 
gesetzlich verbindlich. Hierbei war es ein zentrales Motiv des Gesetzge-
bers, die Scheidung so unattraktiv wie möglich auszugestalten, um umge-
kehrt die Ehe zu schützen, da nach dem gesetzlichen Konzept immerhin 
ein Ehepartner seine Sorgerechtsstellung im Scheidungsfall verlor.25 

Auch im sonstigen Kindschaftsrecht – namentlich im Umgangsrecht – 
orientierten sich die gesetzlichen Regeln an ehelichen Familienverhältnis-
sen. Erst 1998, im Rahmen der Kindschaftsrechtsreform,26 wurde gesetz-
lich klargestellt, dass der Umgang des Kindes mit beiden Eltern sowie wei-
teren Bezugspersonen (§§ 1684 f. BGB) ein zentraler Faktor für eine ge-
deihliche kindliche Entwicklung darstellt und insofern teilweise der elterli-
chen Disposition entzogen ist. Bis dahin entschieden vorrangig die Eltern, 
mit wem das Kind Umgang pflegte.27 

Vor allem in den Adoptionswirkungen, die seit dem Jahr 1976 unverän-
dert geblieben sind, spiegelt sich dieses zeitgebundene Familienkonzept 
wider, das nach eindeutigen Familien- und Eheverhältnissen strebt:28 So 
delegiert die Volladoption nicht nur den Elternstatus mitsamt seinen Rech-
ten und Pflichten an die Adoptiveltern (§ 1754 BGB), sie versucht darüber 
hinaus, die Adoptivfamilie als Abbild einer natürlichen Familie zu konsti-
tuieren und dabei die Tatsache der Adoption möglichst auszublenden.29 
Insbesondere die gesetzlich favorisierte Inkognitoadoption (§ 1747Abs. 2 
S. 2 BGB), bei der weder Name noch Anschrift der Adoptivfamilie preis-
gegeben werden, sowie das Adoptionsgeheimnis (§ 1758 BGB), das die 
nachträgliche Offenlegung verbietet, drängen die leiblichen Eltern gezielt 
aus dem Leben des Adoptivkindes. Rechtlich und tatsächlich werden im 

                                                 
22 Vgl. BT-Drucks. 7/650, S. 6 ff. 
23 Limbach/Willutzki, in: Nave-Herz (Hrsg.), S. 7, 33. 
24 BGBl. I 1979, 1061. 
25 Limbach/Willutzki, in: Nave-Herz (Hrsg.), S. 7, 33. 
26 BGBl. I 1997, 2942. 
27 Limbach/Willutzki, in: Nave-Herz (Hrsg.), S. 7, 37. 
28 Vgl. Frank, S. 249. 
29 Vgl. BT-Drucks. 7/3061, S. 15 ff.; zur parallelen Rechtsentwicklung in der 

Schweiz: Cottier, Information & Recht 2002, 31, 34 f. m.w.N. 
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Verhältnis zur Herkunftsfamilie grundsätzlich sämtliche Beziehungen ge-
kappt. Insbesondere ist es im geltenden Adoptionsrecht nicht vorgesehen, 
dass ehemalige Bezugspersonen des Adoptivkindes, insbesondere die leib-
lichen Eltern, nach einer Adoption den Umgang mit dem Adoptivkind fort-
setzen. Für die leiblichen Eltern soll gerade das Gegenteil gelten: Sobald 
sie in die Fremdadoption ihres Kindes eingewilligt haben, soll eine Zäsur 
erfolgen, die eine reibungslose Integration des Kindes in die 
Adoptivfamilie ermöglicht. Hierzu soll der Verlust des elterlichen Um-
gangsrechts (§ 1684 Abs. 1 BGB) ab Einwilligung in die Adoption (§ 1751 
Abs. 1 S. 1 BGB) beitragen.30 Zwar geht das Umgangsrecht formal erst mit 
Ausspruch der Adoption auf die Adoptiveltern über (§ 1755 Abs. 1 
BGB),31 doch wird durch § 1751 Abs. 1 S. 1 BGB diese Übertragung fak-
tisch auf den Beginn des Adoptionsverfahrens vorverlagert.32 Nach dem 
Verständnis des geltenden Adoptionsrechts ist eine Kontaktsperre die 
bestmögliche Lösung. Die Inkognitoadoption hat eine neue „Normalfami-
lie“ geschaffen und verhindert jede Intervention durch die leiblichen El-
tern. Das Gesetz geht davon aus, dass weitere Kontakte des Adoptivkindes 
zu seiner Ursprungsfamilie per se dem Kindeswohl widersprächen, da sie 
dessen zügige Integration in die Adoptivfamilie beeinträchtigten.33 

Da die gesetzlichen Wertungen des geltenden Adoptionsrechts zeitge-
bunden sind, sollten sie nach nunmehr beinahe vierzigjähriger Geltung 
einer gründlichen Prüfung unterzogen werden. Diesen Abgleich versucht 
die vorliegende Arbeit zu leisten. Auf dieser Grundlage werden denkbare 
Reformansätze diskutiert, die das Recht der Kindesannahme in zeitgemäße 
sozialwissenschaftliche und rechtliche Konzepte integrieren. 

B. Voraussetzungen der Adoption 

Damit eine Adoption überhaupt zustande kommen kann, müssen entweder 
die rechtlichen Eltern – in der erforderlichen Form – einwilligen (§ 1747 
Abs. 1 S. 1, 1750 BGB) oder die Einwilligung muss gerichtlich ersetzt 
werden (§ 1748 BGB) beziehungsweise entbehrlich sein (§ 1747 Abs. 4 
BGB). Dieser Mechanismus bildet in der Sache das Herzstück des Adopti-
onsrechts. Gegen den Willen der rechtlichen Eltern findet eine Adoption 
                                                 

30 Vgl. BayObLG 2.3.1990, StAZ 1990, 479, 480; Frank, in: Staudinger, BGB, § 1751 
Rn. 9. 

31 Maurer, in: Münch.Komm., BGB, § 1755 Rn. 9; Frank, in: Staudinger, BGB, 
§ 1755 Rn. 7. 

32 Heiderhoff, in: Juris-PK, BGB, § 1751 Rn. 6 f. 
33 BT-Drucks. 7/3061, S. 19, 40; OLG Stuttgart 21.3.2006, FamRZ 2006, 1865, 1866; 

Frank, in: Staudinger, BGB, § 1751 Rn. 9; Maurer, in: Münch.Komm., BGB, § 1755 
Rn. 1; Saar, in: Erman, BGB, § 1755 Rn. 3. 
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nur ausnahmsweise statt. Dabei betrifft die sogenannte Zwangsadoption 
Fälle von schwerwiegendem, meist schuldhaftem Erziehungsversagen (vgl. 
§ 1748 Abs. 1–3 BGB). Statistisch gesehen ist die Einwilligung der Eltern 
bei einer Adoption der ganz im Vordergrund stehende Regelfall. So wur-
den in Deutschland im Zeitraum von 1992 bis 2005 nur circa 7 % der elter-
lichen Einwilligungen nach § 1748 BGB ersetzt.34 Diese Anzahl ist nahezu 
konstant geblieben: Im Jahr 2012 wurden bei 3.886 Adoptionen 255 Erset-
zungen vorgenommen, was einem Anteil von circa 7 % entspricht; die ent-
sprechenden Zahlen für die vorhergehenden Jahre sehen wie folgt aus: 
(2011) 4.060: 256 ≈ 6 %; (2010) 4.021: 248 ≈ 6 %; (2009) 3.888: 313 
≈ 8 %; (2008) 4.201: 304 ≈ 7 %; (2007) 4.509: 345 ≈ 8 %.35 

Das Einwilligungsrecht der Eltern verdeutlicht, dass grundsätzlich sie es 
sind, die über das Zustandekommen und die Modalitäten einer Adoption 
entscheiden.36 Als Ausfluss des verfassungsrechtlichen Elternrechts (Art. 6 
Abs. 2 S. 1 GG) beruht es im Ansatz einerseits „auf der durch Zeugung 
und Geburt vermittelten verwandtschaftlichen Beziehung“37. Andererseits 
liefert die natürliche Abstammung nicht die tragende Begründung des 
Einwilligungsrechts, da Eltern sonst auch in die Adoption ihres volljähri-
gen Kindes einwilligen müssten – eine Annahme, die schon der Gesetzge-
ber des Bürgerlichen Gesetzbuchs verwarf, weil sie der selbstständigen 
Stellung des erwachsenen Kindes widerspreche.38 Das elterliche Einwil-
ligungsrecht nach § 1747 BGB folgt vielmehr aus dem Recht und der Ver-
antwortlichkeit der Eltern, ihre Kinder zu erziehen.39 Durch ihre Adopti-
onsfreigabe üben sie ihre Elternverantwortung aus, weshalb die Einwilli-
gung der Eltern grundsätzlich ein gutes Indiz für eine kindeswohldienliche 
Adoption ist. Die verschiedenen Einwilligungsrechte des § 1747 BGB sind 
in der Realität allerdings unterschiedlich bedeutsam. 

I. Vetorecht der Mutter 

1. De lege lata 

Nach § 1747 Abs. 1 S. 1 BGB müssen beide Eltern in die Adoption ihres 
Kindes einwilligen. Eltern im Sinne von § 1747 Abs. 1 S. 1 BGB sind aus-
schließlich die rechtlichen Eltern nach §§ 1591, 1592, 1593 BGB. Für 
§ 1747 Abs. 1 S. 1 BGB ist die biologische Elternschaft dagegen ohne Be-
lang. Ist dem Kind aber von Rechts wegen kein Vater zugeordnet, ist auch 

                                                 
34 Frank, in: Staudinger, BGB, § 1748 Rn. 1. 
35 Statistisches Bundesamt, Adoptionen 2007–2012. 
36 BVerfG 29.7.1968, BVerfGE 24, 119, 136. 
37 BVerfG 29.7.1968, BVerfGE 24, 119, 136. 
38 Mot. IV, 964 f. 
39 BVerfG 29.7.1968, BVerfGE 24, 119, 136 f. 
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der sogenannte Vaterschaftsprätendent zur Einwilligung berufen (§ 1747 
Abs. 1 S. 2 BGB), das ist der Mann, der glaubhaft machen kann, der Mut-
ter in der gesetzlichen Empfängniszeit beigewohnt zu haben (§§ 1592 
Abs. 3, 1600d BGB). 

Rechtstatsächlich ist es meist die Mutter, die im Vorfeld der Adoption 
die zentrale Rolle spielt: Ungefähr jeder zweite Minderjährige, der zur 
Adoption freigegeben wird, wird von ledigen Eltern oder einem ledigen 
Elternteil abgegeben.40 In der Praxis betreffen viele Adoptionsfreigaben 
somit Kinder, denen von vornherein rechtlich nur ein Elternteil – die häu-
fig alleinerziehende Mutter – zugeordnet ist.41 Deren Einwilligungsbereit-
schaft öffnet oder versperrt damit die Tür zur Kindesannahme. Wenn über-
haupt, ist regelmäßig sie es, die im Vorfeld oder nach der Geburt des Kin-
des den Weg zum Jugendamt sucht und so die Adoptionsvermittlung nach 
§ 7 Abs. 1 S. 1 AdVermiG einleitet.42 Formal kann sie ihre Einwilligung 
erst erteilen, wenn das Kind acht Wochen alt ist (§ 1747 Abs. 2 S. 1 
BGB).43 Sollte sie sich in den ersten Lebenswochen des Kindes weigern, es 
zu betreuen, wird es bei Dritten untergebracht – unabhängig von § 1747 
Abs. 2 S. 1 BGB. 

Mit dem Ausspruch der Adoption (§ 1752 Abs. 1 BGB) geht der Eltern-
status in toto auf die Annehmenden über.44 Dass die einwilligende Mutter 
durch die Adoptionsfreigabe ihre gesamte Elternverantwortung (Art. 6 
Abs. 2 S. 1 GG) auf (einen) Dritte(n) delegieren kann, ist in zweifacher 
Hinsicht bemerkenswert: 

Die freiwillige, irreversible Übertragung des verfassungsrechtlichen El-
ternstatus (Art. 6 Abs. 2 S. 1 GG) ist ein Alleinstellungsmerkmal der 
Adoption. Sie bildet einen Fremdkörper im System des Familienrechts. 
Während das Bürgerliche Gesetzbuch an vielen Stellen gerade umgekehrt 
die für das Elternrecht konstitutive treuhänderische Pflichtenbindung zum 
Ausdruck bringt,45 entlässt nur die Adoption die Eltern auf eigenen 
Wunsch aus der Verantwortung für ihr Kind. Das ist konsequent, wenn 
man mit der herrschenden Meinung das Einwilligungsrecht (§ 1747 Abs. 1 
S. 1 BGB) der Eltern als Teil des verfassungsrechtlichen Elternrechts 

                                                 
40 Im Jahr 2012 waren bei insgesamt 3.886 Minderjährigenadoptionen 2.317 Kinder 

vor Beginn des Adoptionsverfahrens bei ledigen Eltern oder einem ledigen Elternteil 
untergebracht; die entsprechenden Zahlen für die vorhergehenden Jahre sehen wie folgt 
aus: (2011) 4.060: 2.218; (2010) 4.021: 2.189; (2009) 3.888: 2.050; (2008) 4.201: 2.113; 
(2007) 4.509: 2.195 (Statistisches Bundesamt, Adoptionen 2007–2012). 

41 Vgl. Helming/Kindler/Thrum, in: Hb-Pflegekinderhilfe, S. 262 f.; Dettenborn/Wal-
ter, S. 269. 

42 Oberloskamp/Hoffmann, S. 234 f. 
43 Vgl. EuGHMR 13.1.2009, Nr. 33932/06 – Todorova/Italy. 
44 BVerfG 9.4.2003, BVerfGE 108, 82, 103. 
45 Vgl. Lipp, in: Schwab/Vaskovics (Hrsg.), S. 121, 127. 


